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Zweck und Mitglieder 

Der Informationsdienst für den öffentlichen
Verkehr LITRA ist eine nicht kommerzielle
Vereinigung nach Art. 60ff ZGB und hat zum
Zweck, über Fragen des öffentlichen und pri-
vaten Verkehrs zu informieren und zu den
Verkehrsproblemen im Sinne einer zielge-
richteten Förderung des öffentlichen
Verkehrs auf Schiene und Strasse Stellung zu
nehmen. Er ist eine Gemeinschaftsinstitution
der im öffentlichen Verkehr tätigen
Transportunternehmungen, der Wirtschaft,
der Kantone und der Verbände. Der LITRA
gehören somit juristische Personen des priva-
ten und des öffentlichen Rechts, Firmen,
Verwaltungen, Behörden und Einzelpersonen
an. 

Organe

Mitgliederversammlung 

Die 63. ordentliche Mitgliederversammlung
fand am 7. Oktober 1999 unter dem Vorsitz
von Ständerat Dr. Peter Bieri, Hünenberg, in
Bern statt. Rund 200 Personen aus den Eidg.
Räten, den Direktionen der öffentlichen
Transportunternehmungen, den am öffentli-
chen Verkehr interessierten Unternehmungen
der Privatwirtschaft, aus allen Kreisen des
öffentlichen und des privaten Verkehrs,
Vertreter der Kantone und des Bundes und
nicht zuletzt der Medien, nahmen daran teil.
Die versammelten Mitglieder genehmigten
einstimmig das Protokoll der Mitglieder-
versammlung 1998, den Jahresbericht inkl.
Chronik 1998/99, die Jahresrechnung 1998
und den Voranschlag 2000. Die Mitglieder

genehmigten eine Statutenänderung, welche
die maximal mögliche Zahl der Vorstands-
mitglieder neu auf 35 ansetzt. Vier Vor-
standsmitglieder haben demissioniert: Hans
Peter Fagagnini, Prof. Dr., ehem. General-
direktor SBB, Bern, Martin Josi, Fürspre-
cher, Direktor BLS Lötschbergbahn AG,
Bern, Jean-Pierre Kallenbach, directeur
Transports publics de la région lausannoise,
Lausanne sowie Urs Schlegel, lic. oec.,
Leiter Liegenschaften SBB, Zollikofen. Neu
in den Vorstand wurden gewählt: Paul Blu-
menthal, lic.rer.pol., Mitglied Geschäfts-
leitung SBB, Bern; Peter Füglistaler, Dr.
oec., Generalsekretär SBB, Bern; Martin
Josi, Präsident BLS AlpTransit AG, Bern;
Hans-Rudolf Kamber, lic.rer.pol., Direktor
Städtische Verkehrsbetriebe SVB, Bern;
Nationalrat Peter Spuhler, Vorsitzender
Geschäftsleitung Stadler Fahrzeuge AG,
Bussnang; Mathias Tromp, Dr.rer.pol.,
Vorsitzender Geschäftsleitung BLS
Lötschbergbahn AG, Bern; Nationalrätin
Ruth Kalbermatten, Gemeindepräsidentin,
Visp und Nationalrat Georges Theiler, dipl.
Ing. ETH/SIA, Unternehmer, Luzern. 

Die täglichen Strassenstaus in unseren
Agglomerationen, die überfüllten Trams und
Busse, die fehlenden Gelder der Städte und
Agglomerationsgemeinden zur Lösung der
Verkehrsprobleme seien durch die grossen
verkehrspolitischen Themen wie bilateraler
Vertrag mit der EU, die Finanzierung der
NEAT und von Bahn 2000, Lärmschutz und
leistungsabhängige Schwerverkehrsabgabe
(LSVA) in den Hintergrund gedrängt wor-
den, führte der Präsident der LITRA, Stän-
derat Dr. Peter Bieri, Zug, in seiner Präsi-
dialansprache aus. Nun gelte es, die täglich
wachsenden Verkehrsprobleme in den
Städten und Agglomerationen in den Griff zu
kriegen und zu lösen. Eine starke finanzielle
Mitbeteiligung des Bundes im Stadt- und
Agglomerationsverkehr sei um so gerechtfer-

Ziel und Organe 

Gleise, die ordnen und verbinden – im Bild
der Rangierbahnhof Limmattal © Schweizer Luftwaffe
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tigter, als dass die täglichen Staus der
Luftreinhalteverordnung zuwider liefen,
grosse volkswirtschaftliche Kosten (Zeit)
verursachen und es eine Tatsache sei, dass
der grösste Teil der Bundeseinnahmen aus
den Treibstoffzöllen in den Städten und
Agglomerationen eingefahren werde sowie
zwei Drittel der Bevölkerung in den Städten
und Vororten wohne.

Zur Lösung der Verkehrsprobleme brauche
es eine intensive Zusammenarbeit aller am
Verkehr interessierten Stellen, die Politik, die
Behörden, die Verbände und Organisationen
des privaten und des öffentlichen Verkehrs
sowie die Transportunternehmungen. Da in
den nächsten 20 Jahren, mit wenigen
Ausnahmen, in den grossen Städten keine
kapazitätssteigernden Strassenausbauten vor-
gesehen sind, sei der zunehmende tägliche

Strassenstau programmiert. Es brauche des-
halb, wie beim Fernverkehr, eine eigentliche
Finanzierungsvorlage für den Stadt- und
Agglomerationsverkehr (FinöV-Agglover-
kehr) mit dem Ziel, die Verkehrsräume in
den Städten und Agglomerationen effizienter
zu nutzen, und über eine Modernisierung
bzw. mit einem Quantensprung in der
Qualität des öffentlichen Verkehrs (Bahnen,
Trams und Busse) die Strassen wirksam zu

Bundesrat Moritz Leuenberger begrüsste am
LITRA-Verkehrsforum namens des Bundes-
rates den österreichischen Verkehrsminister,
Caspar Einem. © U. Kocher

Der Präsident der LITRA, Ständerat Peter
Bieri, sprach sich in seiner Präsidialan-
sprache für eine starke finanzielle Mitbeteili-
gung des Bundes im Stadt- und Agglomera-
tionsverkehr aus. Es gebe kein OECD-Land,
wo die Bundesregierung den öffentlichen
Stadtverkehr so wenig unterstütze wie in der
Schweiz. © U. Kocher
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dazu beitragen, die Sicherheit zu verbessern,
den Transitverkehr zu lenken und zu regulie-
ren sowie eine verträgliche Verkehrsauftei-
lung zu gewährleisten. 

Sessions-Veranstaltung 

Die diesjährige Sessions-Veranstaltung für
die Mitglieder der Eidg. Räte war dem
Thema «Wie kommen die Güter auf die
Bahn?» gewidmet. Nach Bahnreform, leis-
tungsabhängiger Schwerverkehrsabgabe
(LSVA) und Erhöhung der Gewichtsbe-
schränkung für Lastwagen auf 40 Tonnen,
dem Bau neuer Eisenbahn-Alpentransver-
salen (NEAT) und dem Landverkehrsab-
kommen mit der EU samt flankierender

Massnahmen war es für den Gesetzgeber von
Interesse, eine erste Zwischenbilanz zu zie-
hen und sich die Frage zu stellen, ob die
Politik die gesetzlichen Rahmenbedingungen
und Ziele für eine Entlastung der Strasse
vom Schwerverkehr richtig gesetzt hat. Wie
entwickelt sich der Güterverkehr in Europa
insgesamt? Welches sind seine Potenziale?
Was sagen der Logistiker und die verladende
Wirtschaft als Kunde zum neuen Auftritt der
Bahnunternehmungen? Was tun die Bahnun-
ternehmungen, um die Güter auf die Schiene
zu bringen? Werden die Güterfreeways in
Europa und durch unser Land benutzt und
mit welchem Erfolg? Mit den Referenten
Peter Sintram, Logistiker, ehem. Chef
Logistik Hoechst AG, Bovenden, Maurizio
Bussolo, Direktor Division FS Cargo SI,

Träger der LITRA sind die Transportunternehmungen des öffentlichen Verkehrs auf Schiene
und Strasse, Industrie- und Dienstleistungsunternehmungen, die Kantone, die Spitzenver-
bände des Personals und der Wirtschaft, die Hochschulen sowie weitere interessierte Kreise
des Verkehrs, der Politik und der Wirtschaft. Im Bild (v.l.n.r.) Dr. H. Lei, Regierungsrat, Präsi-
dent der Konferenz der kantonalen Direktoren des öffentlichen Verkehrs (KöV), im Gespräch
mit Fürsprecher Ulrich Sinzig, Direktor Aare Seeland Mobil AG und Verwaltungsrat SBB.
© U. Kocher
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Rom und Eberhard Sinnecker, Vorstandsmit-
glied Deutsche Bahn AG und Vorstandsvor-
sitzender DB Cargo und CEO Cargo AG,
Mainz sowie weiteren anwesenden Vertretern
in- und ausländischer Bahnen, des Personals,
der verladenden Wirtschaft und der
Speditionsbranche sowie der Zulieferindus-
trie, hat eine fundierte und zukunftsbezogene
Diskussion über die relevanten Fragen statt-
gefunden. 

Informationsfahrt 

Die Informationsfahrt für unsere Mitglieder,
den Vorstand, die Mitglieder der Eidg. Räte
sowie die Vertreter der Verwaltung von
Kantonen und des Bundes, war dem Thema
«Bahn und Bus 2000 – Stand der Verwirkli-
chung und repräsentative Beispiele» gewid-
met. Sie führte am Vormittag in den Raum
Kirchberg, wo die rund 130 Teilnehmer zu-

Die Verkehrsforen und Veranstaltungen der LITRA schaffen eine Plattform für die Präsenta-
tion und den Austausch von Informationen, Ideen und Standpunkten. Die LITRA wurde 1935
als «Ligue suisse pour l’organisation rationelle du trafic» (=«LITRA») bzw. Schweizerische
Liga für rationelle Verkehrswirtschaft gegründet und 1977 in Litra – Informationdienst für
den öffentlichen Verkehr umbenannt. Im Bild die Vertreter von zwei Spitzenverbänden des
Verkehrs (v.l.n.r.): Robert Kaelin, Vizedirektor Verband öffentlicher Verkehr (VöV), Ruedi
Zumbühl, Leiter Abteilung Politik und Wirtschaft Touring Club Schweiz TCS, im Gespräch mit
dem früheren Präsidenten der LITRA, a. Ständerat Dr. Leo Arnold (CVP/UR).
© U. Kocher
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stellte Daniel Landolf, Direktor Postauto
Schweiz, den interessierten Zuhörern die
Konzernziele von Postauto Schweiz im
Detail vor und ging insbesondere auf die
Fragen ein, die sich im Zusammenhang mit
dem verstärkten Wettbewerb stellen. André
Burri, Leiter Car postal Centre régional Jura-

Jura bernois-Neuchâtel, informierte schliess-
lich über den PubliCar als neue Form der
Mobilität im öffentlichen Verkehr auf der
Strasse sowie das landesweit tätige Call-
Center Delémont. Ein geführter Rundgang
durch das Postpaketverteil-Zentrum sowie
die anschliessende Fahrt mit dem attraktiven
IC-Neigezug nach Bern mit Langsamfahrt
und Informationen beim Ausbauabschnitt
Bahn 2000 Vauderens-Siviriez rundeten den
wiederum erfolgreichen Anlass ab. 

Vorstand

Der Vorstand trat in der Berichtsperiode zu
zwei Sitzungen zusammen. An der ersten
Sitzung liess sich der Vorstand durch den

Referent Peter Sintram, Logistiker, ehem.
Chef Logistik Hoechst AG, Bovenden: «Zur
Gewinnung von Gütern für die Schiene
braucht es die Förderung der Automatisie-
rung im Schienenverkehr, von Gleisanschlüs-
sen und der Modernisierung des Waggon-
parks.» © U. Kocher

Referent Eberhard Sinnecker, Vorstands-
mitglied Deutsche Bahn AG und Vorstands-
vorsitzender DB Cargo und CEO Cargo AG,
Mainz: «Eine einseitige Subventionierung
der Produktions- und Infrastrukturkosten nur
für den Kombinierten Verkehr lenkt Verkehre
vom konventionellen Schienenverkehr auf
den Kombinierten Verkehr und nicht von der
Strasse auf die Schiene. Deshalb sollten die
Finanzmittel zur Senkung der Trassenkosten
allen Schienenverkehren in gleichem Umfang
zugute kommen.» © U. Kocher
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im Mittelpunkt des Interesses. Hiezu liess
sich der Vorstand durch die Herren Jean
Meyer, Präsident Touring Club der Schweiz
TCS, sowie Hans-Rudolf Kamber, Präsident
Kommission Agglomerationsverkehr des
VöV und Direktor Städtische Verkehrsbe-
triebe Bern, orientieren, worauf er mit den
beiden Referenten eine eingehende Diskus-
sion und Aussprache pflegte. Auch an dieser
Sitzung beriet der Vorstand laufende Ge-
schäfte, legte verschiedene Veranstaltungen
fest, bereitete Wahlgeschäfte für die Mit-
gliederversammlung vor und führte eine
Aussprache über aktuelle Themen der
Verkehrspolitik.

Geschäftsleitender Ausschuss 

Der geschäftsleitende Ausschuss nahm seine
leitenden Aufgaben an insgesamt zwei

Sitzungen wahr, an denen er auch die Ge-
schäfte des Vorstandes vorbereitete. Die bei-
den Ausschüsse für Verkehrsfragen und
Finanzfragen tagten beide je zweimal. Auf
der Traktandenliste standen Geschäfte, die
der Vorbereitung und vertieften Behandlung
der Themen des geschäftsleitenden
Ausschusses dienten. 

Geschäftsstelle 

Publizistische Tätigkeit 

Im Vorjahr war die Informationstätigkeit der
LITRA vor allem geprägt durch die beiden
Volksabstimmungen über Bau und Finan-
zierung der Infrastruktur des öffentlichen
Verkehrs (NEAT am Gotthard und am
Lötschberg, Bahn 2000 1. und 2. Etappe,
Hochgeschwindigkeitsanschlüsse, Lärm-

An der LITRA-Informationsfahrt nahmen einmal mehr über 130 Personen aus den Eidgenös-
sischen Räten, des gesamten Verkehrswesens, der Spitzenverbände, der Hochschulen, der
Kantone und des Bundes teil. Auf dem Führerstand des IC-Neigezuges anlässlich der Infor-
mationsfahrt (v.l.n.r.): Nationalrat Hans Ulrich Mathys, Holziken (SVP/AG), und Nationalrat
Felix Walker, St. Gallen (CVP/SG). © U. Kocher
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schutz) sowie über die Einführung einer leis-
tungsabhängigen Schwerverkehrsabgabe
(LSVA). In beiden Volksabstimmungen hatte
sich die LITRA massgebend engagiert und
aufgrund ihrer grossen Erfahrung und ihrem
Wissen wichtige Bereiche der breitangeleg-
ten Kampagne betreut. Die FinöV-Vorlage
wie die LSVA sind Meilensteine in der
schweizerischen und europäischen Verkehrs-
politik. Nachdem damit die Grossprojekte fi-
nanziert sind, setzte sich die LITRA in der
Berichtsperiode nun folgerichtig für die
Förderung und eine sicherere Finanzierung
des Stadt- und Agglomerationsverkehrs ein.
Sie ergriff dazu die Initiative zur Einsetzung

einer durch den Bundesrat bestellten Exper-
tenkommission «Stadt- und Agglomerations-
verkehr». Diese Kommission steht unter der
Leitung des Präsidenten der LITRA,
Ständerat Dr. Peter Bieri. Sie ist seit Anfang
dieses Jahres an der Arbeit und hat den
Auftrag, auf pragmatische Weise politisch
tragfähige und umsetzbare Vorschläge zur
Lösung der Agglomerationsverkehrsproble-
matik zu erarbeiten. Diese basieren auf einer
Analyse der Ausgangslage sowie der heuti-
gen und absehbaren Herausforderungen
(speziell Verkehrsströme und Modal Split).
Die Vorschläge sollen konkrete Massnahmen
für die wichtigsten Verkehrsträger (Lang-

Die Teilnehmer der Informationsfahrt beim Begehen der Unterquerung der Emme bei Kirch-
berg als Teil der 1. Etappe von Bahn 2000, welche am 19. Dezember 2004 ihren Betrieb auf-
nehmen wird. © U. Kocher
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samverkehr, motorisierter Individualverkehr,
öffentlicher Verkehr) enthalten, welche auch
Fragen der Finanzierung sowie eines allfälli-
gen rechtlichen Handlungsbedarfs aufzeigen.
Dabei sind speziell die föderalistischen
Subtilitäten (Subsidiaritätsprinzip) und der
neue Art. 50, Abs. 3 der Bundesverfassung
zu beachten. Es sind auch ausländische
Lösungsansätze mit zu berücksichtigen.
Mitglieder dieser Expertenkommission sind
Vertreter des Touring Club der Schweiz TCS,
des Verbandes öffentlicher Verkehr VöV, der
Konferenz der Direktoren des öffentlichen
Verkehrs (KöV) sowie des Städteverbandes.
Sodann verfolgte die LITRA in der Berichts-
periode insbesondere die Diskussionen über
den neuen Finanzausgleich (NFA) bzw. die
neue Aufgabenteilung zwischen Bund und
Kantonen, unterstützte und initiierte Mass-
nahmen zur Förderung des Bahngüterver-
kehrs, namentlich im Zusammenhang mit
dem Landverkehrsabkommen mit der EU
und seinen flankierenden Massnahmen,
u.a.m. Die Vielfalt der von der LITRA teil-
weise oder ganz betreuten verkehrspoliti-

schen Themen und Vorlagen hat sich in der
Berichtsperiode erneut auf hohem Niveau
stabilisiert. Eine weitere Ausweitung müsste
unweigerlich zu einem personellen Ausbau
der Geschäftsstelle führen, da die personel-
len Ressourcen am Limit sind. Die Infor-
mationsarbeit der LITRA wickelte sich in
den bewährten und erfolgreichen Kanälen
und Publikationen ab, so namentlich im
Pressedienst, in der Verkehrschronik, in der
LITRA-Verkehrsstatistik, im Rahmen der
Mitarbeit in verschiedenen Gremien, der
Mitgliederanlässe, Sessions-Veranstaltungen
und Informationsfahrten. Die Beantwortung
von Anfragen, das Zusammenstellen von
Dokumentationen für Interessierte, die
Vermittlung von Kontakten, die Erarbeitung
von Stellungnahmen zu aktuellen Themen
der Verkehrspolitik oder im Rahmen von
Vernehmlassungen, das Initiieren von neuen
Projekten zur Stärkung der Position des öf-
fentlichen Verkehrs auf Schiene und Strasse,
u.a.m. gehörten ebenso zur breiten Informa-
tionstätigkeit der LITRA. Nebst der Infor-
mationsaufgabe widmete sich die Geschäfts-
stelle in der Berichtsperiode erneut stark den
Fragen der Finanzierung ihrer Informations-
tätigkeit.
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Aus der publizistischen Tätigkeit

In diesem Teil der Verkehrschronik bzw. des
Jahresberichtes ist auszugsweise die Infor-
mationstätigkeit der LITRA im Rahmen des
Mediendienstes dargestellt. Die nachfolgen-
den Themen sind zum Teil aktualisiert und
mit neuesten Informationen ergänzt. Am
Schluss dieses Teils des Jahresberichtes be-
findet sich das vollständige Verzeichnis aller
Themen des Pressedienstes während der

Berichtsperiode. Selbstverständlich sind alle
LITRA-Publikationen über Internet abrufbar:
www.litra.ch.

Immer stärkerer Anteil des öffentlichen
Verkehrs auf der Strasse 

Ein grosser Teil des öffentlichen Verkehrs
rollt heute auf der Strasse. Währenddem er
bei den Reisenden auf rund 43 Prozent

Verkehrspolitik

Ein Langfristvergleich zeigt, dass der Anteil des öffentlichen Verkehrs auf der Strasse kontinu-
ierlich zunimmt. Innerhalb des öffentlichen Verkehrs auf der Strasse befördern die Trolley-
busse der verschiedenen Unternehmungen am meisten Passagiere (271 Millionen), gefolgt
von den Autobussen des städtischen Nahverkehrs (226 Millionen), den übrigen konzessionier-
ten Busunternehmungen (Orts-, Vororts- und vor allem Überlandlinien, 159 Millionen) und
den Bussen von Postauto Schweiz – diese allein für sich – mit 91 Millionen Passagieren. Im
Bild ein Gelenktrolleybus der Stadt Biel von Hess AG, Bellach, und EvoBus AG, Kloten.
© Hess AG
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Gleichbehandlungsprinzip gerecht zu werden
und den für die Bahnen viel wichtigeren
Wagenladungsverkehr, namentlich über
Anschlussgeleise, nicht zu diskriminieren. 

Kombinierter Verkehr (KV) und Wagen-
ladungsverkehr (WLV) werden leider immer
noch gegeneinander ausgespielt. Der Bund
bevorzugt nach wie vor einseitig ein Bahn-
produkt, den KV, gegenüber dem WLV. Mit
der Privilegierung des KV wird der ungebro-
chene Bahngüterverkehr Haus-Haus über
Anschlussgleise (WLV und KV) mittels
Abgabenprivilegs attackiert und gleichzeitig
diskriminiert. Dadurch wird der Bahngüter-
verkehr insgesamt eher geschwächt denn ge-
stärkt.

Daran ändert auch die Inkraftsetzung der re-
vidierten Kombiverkehrsverordnung per
1.1.2000 durch den Bundesrat nichts, welche
die rechtliche Grundlage für ein neues
Subventionssystem im Kombiverkehr
schafft. Im Gegenteil: Sie verstärkt die
Diskriminierung des WLV noch mehr, indem
der Wagenladungsverkehr gemäss Mitteilung
der Bundesbehörden vom 20. Dezember
1999 erst «voraussichtlich mit der Inkraft-
setzung des Landverkehrsabkommens und
der Einführung der 40 Tonnen-Limite für
Lastwagen von einer noch festzulegenden
Trassenpreisverbilligung profitieren soll». 

Das Parlament hat indessen im Bundesbe-
schluss über den Zahlungsrahmen für die

Wer den Bahngüterverkehr wirklich fördern will, um die Strasse zu entlasten, muss die Rah-
menbedingungen für den Wagenladungsverkehr und den Containerverkehr über Anschluss-
gleise verbessern. Diese ungebrochenen Haus-Haus-Verkehre repräsentieren über 90 Prozent
der beförderten Güter bzw. 86 Prozent der Erträge, entsprechend wirksam sind Förderungs-
massnahmen. Dazu gehören eine Rückvergütung an die verladende Wirtschaft für Transporte
über Anschlussgleise (analog der Rückvergütung der LSVA für den Strassen-Vor- und -Nach-
lauf von und zu den Terminals) sowie eine Trassenpreisverbilligung für alle Bahngüterver-
kehre, nicht nur für den Kombinierten Verkehr (im Bild Containerterminal), wie es der
Bundesrat auf Antrag der Verwaltung gegen den Willen des Gesetzgebers per 1.1.2000 ein-
führte. © SBB
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Förderung des gesamten Bahngüterverkehrs
vom 28. September 1999 in Artikel 1, Abs. 1
in aller Deutlichkeit festgehalten, dass der
Zahlungsrahmen für die Förderung des ge-
samten Bahngüterverkehrs, insbesondere
Trassenpreisvergünstigungen und Abgel-
tungen, vorgesehen ist. 

Die zuständigen Verwaltungsbehörden haben
demgegenüber entschieden, dass die in den
flankierenden Massnahmen und im Bundes-
beschluss über den Zahlungsrahmen vom
28.9.99 vorgesehene Trassenpreisvergünsti-

gung für das Jahr 2000 um 50 Prozent und
nur für den unbegleiteten kombinierten Ver-
kehr in seiner engsten Definition gelten soll.
Die übrigen, offenbar vernachlässigbaren
Bahngüterverkehre, sollen, wie oben erwähnt,
erst per 1.1.2001 von einer Reduktion der
Trassenpreise und erst noch voraussichtlich
nur um 25 Prozent profitieren. Die Ungleich-
behandlung durch die Vollzugsorgane wider-
spricht dem Willen des Parlamentes, ist un-
verständlich und wird zu schwer wieder gut-
zumachenden Verkehrsverlusten führen, wenn
sie beibehalten und nicht korrigiert wird.

Obwohl die Post die Beförderung ihrer Paketpost per Container von und zu den Paketpost-
zentren zur Entlastung der Strasse geschickt die beiden Verkehrsträger Schiene und Strasse
kombiniert (im Bild ein Postzug), wird ihr klassisches kombiniertes Transportkonzept vom
Bundesrat nicht als Kombinierter Verkehr anerkannt. Auch hier besteht Handlungsbedarf zur
Korrektur, damit die Bemühungen der Bahnen und ihrer Partner aus der verladenden Wirt-
schaft zur Verlagerung des Güterverkehrs auf die Schiene nicht torpediert werden. © SBB
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Bei der Weiterentwicklung der S-Bahn-
Systeme sind auch die Schnittstellen mit an-
deren Verkehrsträgern wichtig. S-Bahnen
sind das Bindeglied zwischen den städti-
schen Verkehrsbetrieben und dem Regional-
verkehr, zwischen der Stadt und dem Land.
Regionalbahnen und Postauto sind als
Zubringer von grosser Bedeutung, die
Anschlüsse müssen möglichst schlank sein.
In jüngster Zeit gibt es Bestrebungen, diese
Verkehrsmittel verstärkt auf die S-Bahnen
auszurichten. Um Parallelverkehr zu vermei-
den, will beispielsweise der Kanton Bern
einzelne Postautolinien in Zukunft zu einer
S-Bahn-Station führen statt bis ins
Stadtzentrum. Die Fahrgäste nehmen das zu-
sätzliche Umsteigen allerdings nur in Kauf,
wenn das Angebot ausreichend dicht und
schnell ist. Auch im Bereich der Park-&-
Ride sowie Bike-&-Ride-Angebote verfolgen
die Bahnen eine Vorwärtsstrategie.

Neues Rollmaterial wird das Gesicht der S-
Bahnen nach und nach verändern. In Zürich
ist die Evaluation für eine zweite Generation
von Doppelstock-Zügen angelaufen, die
möglicherweise mit einer leichten Klimati-
sierung ausgestattet werden. Als Basis kom-
men adaptierte Intercity-Kompositionen in
Frage. Zürich wird vorläufig die einzige S-
Bahn mit Doppelstöckern bleiben. In den an-
deren Zentren, wo der Andrang kleiner ist,
drängt sich eine solche Lösung nicht auf. Ein
zukunftsweisendes Konzept für S-Bahn-Li-
nien mit geringerer Nachfrage führte im Jahr
1999 die BLS Lötschbergbahn AG ein. Ihre
dreiteiligen Niederflur-Nahverkehrszüge
NINA überzeugen durch Fahrgastfreund-
lichkeit. Komfort und hohe Wirtschaftlich-
keit. Inzwischen haben die BLS und zwei
Westschweizer Bahnen weitere NINA be-
stellt. Mittelfristig sollen die Kolibri-Regio-
nalzüge der SBB durch einzelne Wagen oder
ganze Triebzüge mit Tiefeinstieg ergänzt
werden. Wo und wie viele neue Züge zum

Einsatz kommen, hängt nicht allein von der
Verkehrszunahme und der Ertragsentwick-
lung der SBB ab, sondern auch von den
Kantonen, die das Angebot bestellen. 

Die Bahnen als Anbieter von S-Bahn-
Leistungen sind zu grösseren Investitionen
bereit, wenn sie die Zusage haben, dass sie
die entsprechende S-Bahn-Strecke während
einer gewissen Mindestdauer betreiben kön-
nen. Das Leistungsangebot und der Stand der
Planung in den einzelnen S-Bahn-Regionen
sieht derzeit wie folgt aus:

Léman
Die «bipolare» S-Bahn Léman soll dereinst
die beiden Agglomerationen Genf und
Lausanne umfassen. In Genf steht der Aus-
bau der Verbindungen Richtung Frankreich
im Vordergrund. Die Verlängerung über La
Plaine bis Bellegarde kommt schon im
Herbst 2000 zu Stande. Für die viel disku-
tierte Anbindung von Annemasse ans Stadt-
zentrum von Genf sind Studien im Gang. Im
Raum Lausanne entsteht das Réseau Express
Vaudois (REV) mit vier Ästen. Die vor ei-
nem Jahr eröffnete Durchmesserlinie Yver-
don-Villeneuve ist ein erster Bestandteil.
Zwischen Lausanne und Genf sieht Bahn
2000 ab dem Jahr 2005 ein neues Konzept
mit beschleunigten Regionalzügen vor.

Bern
Eine erste Durchmesserlinie der späteren
Berner S-Bahn wurde 1987 eröffnet.
Inzwischen gibt es fünf Hauptlinien, davon
vier Durchmesserlinien. Die Regionalzüge
werden durch Eilzüge verstärkt. Die S-Bahn
Bern wurde mit bescheidenen Investitionen
auf dem bestehenden Streckennetz realisiert.
Beteiligt sind die Unternehmen SBB, BLS
und RM, die je eigene Linien betreiben, zum
Teil auf Strecken der Partnerbahnen. Der in-
tegrale Halbstundentakt wird auf zwei Linien
angeboten. Weitere Fahrplanverdichtungen
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sowie Ergänzungen des Netzes namentlich
Richtung Broyetal (Avenches-Payerne) sind
vorgesehen. Für 2005 sind grössere Ände-
rungen geplant. Ziel ist ein integraler Halb-
stundentakt auf allen Linien.

Basel
Die trinationale Basler Regio-S-Bahn startete
1997 mit der grenzüberschreitenden «Ligne
Verte» von Mülhausen ins Fricktal. Als zwei-
te Durchmesserlinie ist jene vom Laufental
nach Olten dazugekommen. Ab 2001 wird
hier der Halbstundentakt angeboten und
gleichzeitig der Stundentakt nach
Offenburg/Freiburg eingeführt. Bis späte-
stens 2005 wird zudem die Bahnlinie nach
Zell im Wiesental (D) integriert. Die Re-
gionalzüge sollen dann über den Badischen
Bahnhof hinaus bis Basel SBB fahren. Im
Jahr 2005 soll auf allen Hauptlinien der
Halbstundentakt gelten. Neue Haltestellen
und neues Rollmaterial werden das Angebot
verbessern. 

Aargau/Solothurn
Teile der Region Aargau-Solothurn liegen
verkehrsgeografisch im Einzugsgebiet der
Zentren Zürich, Basel, Bern und der Zen-
tralschweiz. In der dynamischen Mitte be-
steht aber das Potenzial für ein S-Bahn-Sys-
tem. Die Linien in einem ungefähren Peri-
meter zwischen Wettingen/Baden, Waldshut,
Zurzach, Olten, Solothurn, Langenthal,
Zofingen und dem Seetal könnten zu einem
regionalen Verkehrssystem zusammengefasst
werden. Vorläufig handelt es sich erst um ei-
ne Projektidee. Die Planungsarbeiten, an de-
nen neben den SBB die Kantone Aargau,
Solothurn und Bern beteiligt sind, könnten
aber schon bald zu konkreten Ergebnissen
führen.

Zürich
Die grösste S-Bahn der Schweiz will nicht
auf den Lorbeeren ausruhen. Eine neue

Generation von Doppelstock-Kompositionen
wird in einigen Jahren den bestehenden
Fahrzeugpark ergänzen. Denn für die geplan-
ten Zusatzleistungen braucht es mehr
Rollmaterial. Ab 2005 soll die S 33 im
Halbstundentakt zwischen Winterthur und
Schaffhausen verkehren. Bereits werden
auch die nächsten Jahrzehnte vorbereitet.
Den Rahmen dazu bildet das Projekt «Bahn-
perspektiven für den Wirtschaftsraum
Zürich». Die Behörden des Kantons Zürich
schaffen damit die Grundlagen für eine um-
fassende Verbesserung des Angebots im öf-
fentlichen Verkehr.

St. Gallen
Die S-Bahn St. Gallen startete am 28. Mai
2000 mit acht Ästen. Drei Regionalstrecken
werden über den Hauptbahnhof hinaus als
Durchmesserlinien weitergeführt und der
Fahrplan wird verdichtet. Das Konzept ba-
siert grösstenteils auf der bestehenden
Infrastruktur, nur die Stadt Rorschach be-
kommt eine neue Haltestelle im Zentrum.
Das verkürzt den Weg zum Bahnhof für ei-
nen grossen Teil der Bevölkerung. SBB und
die Bodensee-Toggenburg-Bahn betreiben
die S-Bahn gemeinsam. In einem nächsten
Schritt ist ein grosser Tarifverbund für den
Kanton St. Gallen, die beiden Appenzell und
Teile des Thurgaus vorgesehen.

Zentralschweiz
Nachdem der Traum vom Luzerner Tram
wohl ausgeträumt ist, setzen die Inner-
schweizer Kantone auf eine S-Bahn. Die
SBB übernehmen den Part des General-
planers. Sie wollen alle Bahnlinien im Raum
Innerschweiz auf ihre S-Bahn-Tauglichkeit
untersuchen und möglichst rasch konkrete
Resultate vorweisen. Dabei soll die geplante
Stadtbahn von Zug ebenso mitberücksichtigt
werden wie die Erneuerung der Seetalbahn.
Aus Kostengründen steht eine Verbesserung
des Angebots auf den bestehenden Strecken
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im Vordergrund. Längerfristig könnte aber
auch die Integration von Kriens in das
Schienennetz ein Thema sein.

Tessin
Im Tessin werden Schritte zu einem S-Bahn-
ähnlichen System gemacht. Dieses wird in
den nächsten Jahren das Verkehrsverhalten in
der Südschweiz und der grenzüberschreiten-
den Region Insubrica prägen. Zwischen
Locarno, Bellinzona und Lugano ist mit
Erfolg der Halbstundentakt eingeführt. Die

Vorprojektierung der neuen Eisenbahnlinie
zwischen Mendrisio und Varese ist angelau-
fen. Sie könnte bereits ab 2006 das Dreieck
Como-Lugano-Varese integrieren und eine
schnelle Verbindung zum Flughafen
Malpensa herstellen. Der Ceneri-Basistunnel
wird die Fahrt zwischen Lugano und
Locarno nach dem Jahr 2012 auf weniger als
20 Minuten verkürzen.

40 Mal pro Jahr mit der Eisenbahn

In regelmässigen Abständen publiziert die
Litra auf der Basis der jeweils neusten UIC-
Statistik wieviel und mit welcher Reichweite
jeder Einwohner eines Landes Bahn fährt.
Diese Litra-Übersicht wird jeweils von allen
Medien sehr gut verbreitet, und zwar in der
Schweiz wie in ganz Europa. 

Zusammengefasst lagen auch 1998 die
Schweiz und Japan weltweit an der Spitze.
So ist 1998 in der Schweiz jeder Einwohner
im Durchschnitt 40-mal mit der Eisenbahn
gefahren.

In keinem anderen europäischen Land wird
so häufig Eisenbahn gefahren. Dieser eu-
ropäische Spitzenrang ist auf die noch immer
attraktiven Fahrplan-Angebote der öffentli-
chen Transportunternehmungen sowie die
modernen und komfortablen Fahrzeuge und
Anlagen zurückzuführen. Weltweit gesehen
liegt nur Japan mit 69 Fahrten pro Einwoh-
ner und Jahr vor der Schweiz. Bezogen auf
die zurückgelegte Distanz pro Einwohner
und Jahr liegt die Schweiz mit 1817 Kilo-
metern ebenfalls auf dem europäischen
Spitzenrang; weltweit führt auch hier Japan
mit 1921 Kilometern. Um die hohe Attrakti-
vität des öffentlichen Verkehrs zu erhalten,
ist es von Bedeutung, dass der Bund sich na-
mentlich im Stadt- und Agglomerations-
verkehr stärker engagiert als bisher.

1998 ist jeder Einwohner der Schweiz im
Durchschnitt 40-mal mit der Eisenbahn ge-
fahren. In keinem anderen europäischen
Land wird die Eisenbahn so häufig benutzt.
Dies ist auf die hohe Qualität der Leistungen
des ganzen Systems öffentlicher Verkehr
Schweiz zurückzuführen. © LITRA
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haben das Tessin, die Region Lombardei, die
Schweizerischen Bundesbahnen (SBB) und
die Ferrovie italiane (FS) am 22. Oktober
1999 vereinbart. Die Kosten für den Bau der
Bahnlinie werden auf 200 Millionen Franken
veranschlagt. Innerhalb der nächsten einein-
halb Jahre soll das fertige Projekt auf dem
Tisch liegen, so dass die Bauarbeiten bereits
2001 beginnen könnten. Nicht nur die beiden
Flughäfen Lugano-Agno und Malpensa kä-
men so zu einer attraktiven Bahnverbindung;
das Sottoceneri erhielte dadurch auch eine
schnellere Verbindung zu den grösseren
Städten der Romandie. Damit würde die
«Ferrovia Mendrisio-Stabio (FMS)», die le-
diglich vom 28. Juni 1926 bis am 31. Mai
1928 in Betrieb war, zu neuem Leben er-
weckt. Eine Studie rechnet für die neue
Strecke mit rund 11’000 Passagieren pro
Tag.

Glovelier–Delémont auf Schmalspur
Mit einem 12 Kilometer langen Meter-
spurgleis zwischen Glovelier und Delémont
liessen sich die «Chemins de fer du Jura
(CJ)» an grössere Reiseströme anbinden.
Dies käme sowohl den Einheimischen wie
den Touristen zugute. Gemäss einer Studie
des Instituts für Verkehrsplanung und
Transporttechnik (IVT) der ETH Zürich wür-
de gleichzeitig die Bahn konkurrenzfähiger
gemacht.

Die IVT-Studie empfiehlt diese Lösung als
bessere Alternative gegenüber einer
Umstellung der Bahn zwischen Saignelégier
und Glovelier auf Busbetrieb. Das normal-
spurige Trassee der SBB soll mit einer drit-
ten Schiene ergänzt werden, damit die 
CJ-Züge in Delémont Anschluss an das
Schnellzugsnetz der SBB erhalten. Eine

Umspurbares Rollmaterial für umsteigefreie Verbindungen ist zum grossen Teil im Ausland
längst Praxis, nicht so aber in der Schweiz. Seit einigen Jahren verkehrt zwar zwischen
Barcelona und Zürich der Eurocity «Pablo Casals» Talgo Pendular (unser Bild). Er verfügt
über umspurbare Drehgestelle. Diese ermöglichen, dass die Passagiere zwischen Spanien und
Frankreich bzw. der Schweiz trotz unterschiedlicher Spurweiten im gleichen Zug ohne
Umsteigen weiterfahren können. © SBB
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Verlängerung der CJ auf eigenem Trassee
war früher vorgesehen, erlitt aber in einer
Volksabstimmung anno 1992 Schiffbruch.
Aber die Fäden werden im Jura bereits wei-
ter gesponnen: Wenn zwischen La Chaux-de-
Fonds und Le Locle zusätzlich zur bestehen-
den Normalspur auch ein Meterspurgleis ein-
gebaut würde, wären direkte Zugsfahrten von
Delémont bis nach Les Brenets und Les
Ponts-de-Martel möglich. Im bequemen
Panoramawagen ergäbe dies quer durch den
halben Jura ein kleines Pendant zum grossen
Glacier-Express zwischen St. Moritz und
Zermatt. 

Schmalspurvernetzung bestehender Linien in
der Westschweiz
Der wirtschaftlichen Entwicklung von Al-
penregionen würden verschiedene Bahn-
projekte in der Westschweiz dienen, so unter
anderem eine Verbindung der Montreux-
Oberland-Bahn (MOB) ab Gstaad durch den
Sanetsch nach Sitten. Die 42 Kilometer lange
Verbindung nach Sitten (mit einem
Scheiteltunnel durch den Sanetsch) ist mit
ca. 600 Millionen Franken veranschlagt. Für
dieses Projekt wurde das Konzessionsgesuch
bereits eingereicht. Gemäss fortgeschrittenen
Plänen ist auch eine Verbindung von Gsteig

Als weiteres Ausbauvorhaben für den öffentlichen Verkehr in unserem Land ist auch die schon
längstens vorgesehene 4,5 km lange Verbindung des Genfer Bahnhofs Cornavin (unser Bild)
mit dem Ausgangspunkt der SNCF-Strecke in Eaux-Vives wieder neu im Gespräch. Sie würde
die notwendige Verbindung herstellen zwischen der Süd-Léman-Linie und dem SBB-Bahnhof.
Der Genfer Grosse Rat hat einen Projektierungskredit bewilligt. © SBB
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über den Col du Pillon nach Diablerets, der
jetzigen Endstation der Aigle-Sépey-
Diablerets-Bahn (ASD) vorgesehen.

Von initiativen Köpfen wurde bereits ein
weiteres Bahnprojekt nach dem benachbar-
ten Frankreich vorgeschlagen. Mit einer
Verlängerung der bestehenden AOMC-Linie
von Aigle über Ollon–Monthey–Champéry
könnte die französische Nachbarschaft er-
reicht werden. Dort sehen die Initianten den
Einbau einer dritten Schiene auf der SNCF-
Strecke Cluses-St-Gervais/Le Fayet vor.
Damit wäre es möglich, ohne Umsteigen von
Luzern auf einem 330 Kilometer langen
Schmalspurnetz über Aigle nach Chamonix
zu gelangen. 80 Prozent der Strecken beste-
hen schon. Die fehlenden 20 Prozent (inklu-
sive Gsteig–Pillon–Diablerets), entsprechen
dem Preis von ca. 6 1/2 Kilometern Auto-
bahn. Dadurch könnte die «Westalpen-
Express» (WAE) genannte Verbindung mit
der einträglichen Glacier-Express-Linie zwi-
schen Zermatt und St. Moritz verglichen
werden. Damit aber alles spielen kann, ist es
notwendig, dass auch die schon lange vorge-
sehene, dritte Schiene auf der Normalspur-
strecke Zweisimmen-Interlaken (BLS) einge-
baut wird. Hier erübrigt sich ein neues
Konzessionsgesuch. Die Relation würde ver-
schiedene westschweizerische und sogar sa-
voische Tourismus-Zentren über die SBB-
Schmalspurlinie Brünig mit denjenigen der
Innerschweiz verbinden.

Die normalspurige Süd-Léman-Linie
Auch die Reaktivierung der bestehenden, so-
genannten «Tonkin-Linie» wird wieder akut.
Sie verbindet dem Südufer des Genfersees
entlang das französische Bellegarde mit dem
schweizerischen St-Gingolph und St-Mau-
rice. Sie könnte sich als zukünftige Güter-
verkehrsverbindung aus Südfrankreich mit
Oberitalien entpuppen. Zudem wird auch die
schon längstens vorgesehene Verbindung des

Genfer Bahnhofs Cornavin mit dem Aus-
gangspunkt der SNCF-Strecke in Eaux-Vives
wieder neu diskutiert. Sie würde die notwen-
dige Verbindung herstellen zwischen der
Süd-Léman-Linie und dem SBB-Bahnhof
Genf, somit die internationale Reisezugslinie
Genf-Evian-Brig mit ihren beidseitigen
Verlängerungen ermöglichen. Der Genfer
Grosse Rat hat kürzlich einen Projektie-
rungskredit in der Höhe von sechs Millionen
Franken bewilligt. Wegen den Baukosten für
das 4,5 Kilometer lange Zwischenstück
(rund 600 Millionen Franken) werden wohl
noch eingehende Verhandlungen zwischen
Bund, SBB und Kanton Genf nötig sein.

Scuol–Landeck: Bereits vor hundert Jahren
geplant
Auf eine langjährige Vorgeschichte kann das
Projekt einer neuen Eisenbahnlinie von
Scuol-Tarasp nach dem österreichischen
Landeck und dem Südtiroler Mals zurück-
blicken: Der Jungfraubahn-Initiant Adolf
Guyer-Zeller plante vor mehr als hundert
Jahren eine normalspurige Engadin-Orient-
bahn. Diese hätte die Route des berühmten
Orient-Expresses von Paris nach Konstan-
tinopel um respektable 250 Kilometer ab-
gekürzt. Von Chur aus sollte die Strecke über
Tiefencastel und durch einen Albulatunnel
ins Engadin und ab Zernez durch einen
Ofenbergtunnel nach Müstair (und von dort
weiter nach Meran–Bozen–Triest) führen.
Die Kosten schätzte er damals auf rund 75
Millionen Franken. Zusammen mit einer
ebenfalls geplanten Linie vom Unterengadin
nach Landeck hoffte man, dass in Zukunft
auch die Route von München nach Mailand
durchs Engadin gehe. Die Argumentation
von Guyer-Zeller: «Wenn man bedenkt, dass
Deutschland schon im Jahre 1910 eine
Bevölkerung von nahezu 70 Millionen haben
wird, die bei ihrer besonderen Schulung und
ihrem angeborenen Wandertrieb in ungezähl-
ten Scharen, wie eine friedliche Völker-
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wanderung über die schweizerischen und ty-
rolischen Alpenpässe nach Italien ziehen
wird.» Und er kam bereits ins Schwärmen:
«Jeder in Eisenbahnsachen auch nur teilwei-
se Bewanderte wird es für etwas Grosses er-
klären müssen, wenn einmal die Expresszüge
London via Brüssel (oder via Paris-Basel)
und Zürich–Bünden–Meran–Venedig und
diejenigen, die von München durch den
oberbayrischen Alpenkranz über den Fern-
pass ins Inntal hinunter und von Landeck
über Martinsbruck, Maloja–Chiavenna–
Lecco nach Mailand gehen, im Engadin
kreuzen.»

Umspurbares Rollmaterial für umsteigefreie
Verbindungen
Vermehrt auf umspurbares Rollmaterial setzt
in den Eidg. Räten ein Vorstoss des Bündner
Nationalrates Duri Bezzola (FdP/GR). Er
will unter anderem zur Förderung des
Tourismus in der Schweiz umsteigefreie
Verkehrsverbindungen auf der Schiene
schaffen, welche die verschiedenen
Landesteile enger zusammenbringt und den
Komfort beim Reisen dem Reisen per Car
angleicht oder gar übertrifft. Er sieht mit dem
umspurbaren Drehgestellen auch
Alternativen zu der seit Jahren geplanten

Ein Vorstoss von Nationalrat Duri Bezzola (FDP/GR) will zur besseren Vernetzung des Schie-
nennetzes Schweiz und zur Förderung des Tourismus umspurbares Rollmaterial (Schmalspur/
Normalspur) auch in unserem Land einführen. Umsteigefreie Verkehrsverbindungen auch auf
der Schiene bringen die verschiedenen Landesteile enger zusammen und schaffen einen ver-
gleichbaren Komfort wie beim Reisecar. Im Bild die Technik des Umspurens, bei der die
Räder auf die entsprechende Spur eingestellt werden. © SBB
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Frauen benützen öffentliche Verkehrsmittel häufiger als Männer. Zu diesem Schluss ist eine
Nationalfonds-Studie gekommen. Während die Frauen 56 Prozent ihrer Wege mit Verkehrs-
mitteln des Umweltverbundes (zu Fuss, Velo, Bus, Tram, Postauto, Bahn) zurücklegen, sind es
bei den Männern lediglich 37 Prozent. Entsprechend umgekehrt liegen die jeweiligen Anteile
bei den Wegen, für welche das Auto benützt wird. © SBB

Werktag zu Fuss, Velo, šV Auto Ÿbrige (Mofa, alle Verkehrs-
Motorrad) mittel*)

MŠnner
Anzahl Wege 1.43 2.06 0.22 3.82
% aller Wege 36.7% 53.9% 5.8% 100%

Frauen
Anzahl Wege 1.91 1.29 0.09 2.97
% aller Wege 55.5% 38.3% 2.7% 100.0%

Total
Anzahl Wege 1.65 1.69 0.16 3.60
% aller Wege 45.8% 46.9% 4.4% 100.0%

Welche Verkehrsmittel schliesslich benŸtzt wurden, geht aus der folgenden Tabelle hervor:

*) Die Durchschnittszahl der Wege entspricht nicht der Summe der angegebenen Verkehrsmittel;
es fehlen die ÇŸbrigen VerkehrsmittelÈ, die in der Quelle nicht aufgefŸhrt sind.

Quelle: Mikrozensus 1989, GVF-Bericht 6/91, Bern
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Eine gewisse Kritik scheint allerdings bei
den offiziellen statistischen Erhebungen zum
Thema Verkehr angebracht zu sein. So listet
die Autorin folgende vier Kritikpunkte auf:
• Mangelnde Berücksichtigung des Ge-

schlechts: Als Beispiel wird angeführt, dass
das Bundesamt für Statistik bei der Prä-
sentation der Ergebnisse der Volkszählung
1990 feststellte, Frauen und Männer unter-
schieden sich hinsichtlich der Verkehrs-
mittelwahl für den Arbeitsweg beträchtlich,
doch wurden die entsprechenden Angaben
nicht publiziert.

• Aus Darstellungsgründen wurden in offizi-
ellen Publikationen bisher Wege einem ein-
zigen Verkehrsmittel zugeordnet. Das führt
dazu, dass die Verkehrsmittel für kurze
Distanzen (insbesondere die Fusswege) in
den Statistiken unterbewertet werden.

• Ebenfalls wird bisher ein Weg nur einem
einzigen Verkehrszweck zugeordnet, ob-
wohl insbesondere im Alltag von Frauen
Kombinationen (z.B. Kinderbring- und
Abholdienste kombiniert mit Einkaufen
und persönlichen Erledigungen) anzutref-
fen sind.

• Es werden bisher nur die vier Verkehrs-
zwecke Pendlerverkehr, Einkaufsverkehr,
Nutz- und Geschäftsverkehr sowie Freizeit-
und Tourismusverkehr unterschieden. Die
insbesondere von Frauen erbrachten soge-
nannten Serviceleistungen (z.B. unentgelt-
liches Hinbringen und Abholen von Per-
sonen) werden nicht berücksichtigt.

Zur Ergänzung der Auswertung bestehender
Statistiken wurden wichtige Kriterien von
frauenspezifischer Mobilität anhand von

Gemäss der Nationalfonds-Studie sollten bei den offiziellen statistischen Erhebungen frau-
enspezifische Merkmale besser berücksichtigt werden. So würden inbesondere die Verkehrs-
mittel für kurze Distanzen unterbewertet und ein Weg werde nur einem einzigen Verkehrs-
zweck zugeordnet, obwohl im Alltag von Frauen Kombinationen (z.B. Kinderbring- und
Abholdienste kombiniert mit Einkaufen und persönlichen Erledigungen) anzutreffen seien.
Auch werde nur zwischen vier Verkehrszwecken: Pendlerverkehr, Einkaufsverkehr, Nutz- und
Geschäftsverkehr sowie Freizeit- und Tourismusverkehr unterschieden, d.h. Serviceleistungen
würden nicht berücksichtigt. © SBB
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Interviews mit 70 Frauen in der Stadt Zürich
ermittelt.

Der Verkehr wird (nicht nur in der Schweiz)
fast ausschliesslich von Männern geplant.
Diese stützen sich bei ihrer Arbeit auf stati-
stische Angaben und auf ihre eigenen Ge-
wohnheiten. Wenn nun, wie in dieser Arbeit
gezeigt, diese Planungsgrundlagen die
Realität eines Grossteils der Bevölkerung
nicht oder verfälscht wiedergeben, ist kaum
damit zu rechnen – so die Studie –, dass die
Interessen der Frauen sowie die Anliegen
und Forderungen der anderen vorwiegende
langsamen Verkehrsteilnehmern und -teil-
nehmerinnen (nebst Frauen insbesondere
Kinder und alte Menschen) berücksichtigt
werden.

Wann wird auf den öffentlichen Verkehr
umgestiegen? 

Lob für ihre Verkehrspolitik erhält die
Bundesstadt aus Frankreich: Ein Vergleich
der drei Schweizer Städte Bern, Lausanne
und Genf mit den drei französischen Städten
Besançon, Grenoble und Toulouse fällt für

Bern sehr vorteilhaft aus, da hier die meisten
«umweltbewussten Bürger» und im Gegen-
zug am wenigsten «exklusive Automobi-
listen» anzutreffen sind. Auf diese Tatsache
haben wir in einem weiteren Mediendienst
hingewiesen.

Da bekanntlich der Prophet im eigenen Land
nicht viel gilt, kommt ausländischen Unter-
suchungen über die Verkehrspolitik von
Schweizer Städten ein ganz besonderer
Stellenwert zu.

Erfreulicherweise schneidet dabei die Stadt
Bern in einer  wissenschaftlichen Unter-
suchung aus Frankreich gut ab, da in dieser
Stadt vergleichsweise überdurchschnittlich
viele Leute die öffentlichen Verkehrsmittel
benützen. Doch was sind die Gründe für eine
solche sicher erfreulich einzustufende
Entwicklung?

Eine gleichzeitig in drei französischen und in
drei schweizerischen Städten unternommene
Vergleichsstudie sollte ergründen, wie das
Umsteigen vom Auto auf das öffentliche
Verkehrsmittel gefördert werden kann.
Analysiert wurde dabei stichprobenartig das

Charakteristische Besan•on Grenoble Toulouse Bern Genf Lausanne
Typen

Typ 1 exklusive Auto- 34% 30% 36% 5% 21% 20%
mobilisten

Typ 2 umweltbe- 3% 3% 2% 14% 7% 5%
wusste BŸrger

Typ 3 verhinderte Auto- 30% 30% 36% 32% 34% 38%
mobilisten

Typ 4 angebots- 21% 27% 16% 40% 29% 26%
orientierte BenŸtzer

Ÿbrige 12% 11% 10% 9% 9% 11%
(fehlende Angaben)

Quelle: Les citadins face ˆ lÕautomobilitŽ, UTP Paris, 1996

Die charakteristischen Typen von VerkehrsmittelbenŸtzern
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Verkehrsverhalten vom Erwerbstätigen, die
ein Auto zur Verfügung haben und zudem im
Einzugsgebiet des öffentlichen Verkehrs
wohnen. Diese Bevölkerungsgruppe hat so-
mit (zumindest theoretisch) die Möglichkeit,
die Wahl ihres Verkehrsmittels frei auszu-
üben. 

Die Studie hat ergeben, dass sich vier cha-
rakteristische Typen von Verkehrsmittel-
benützern unterscheiden lassen:

• Typ 1: Die «exklusiven Automobilisten»,
die das öffentliche Verkehrsmittel nie
benützen. Sie haben ein sehr negatives Bild
vom öffentlichen Verkehr und lassen sich
auch von einer hohen Angebotsqualität
nicht beeinflussen. Ihre Einkaufsorte
wählen sie ausschliesslich auf Grund der
Zugänglichkeit mit dem Auto. Nötigenfalls
sind sie sogar bereit, am Arbeitsplatz eine
hohe Parkplatzgebühr zu entrichten. Meist

Eine wissenschaftliche Untersuchung aus Frankreich hat das Umsteigeverhalten der Ver-
kehrsmittelbenützer auf den öffentlichen Verkehr in drei schweizerischen mit demjenigen in
drei französischen Städten verglichen. Dabei wird unterschieden zwischen vier Typen von
Verkehrsmittelbenützern: Die exklusiven Automobilisten, die umweltbewussten Bürger, die
verhinderten Automobilisten und die angebotsorientierten Benützer. Zwei wichtige Schluss-
folgerungen lauten: Je nach Stadt können 60 bis 84 Prozent der Verkehrsmittelbenützer ihre
Wahl nicht rationell begründen, sondern es geben oft Gewohnheit und Bequemlichkeit den
Ausschlag. Und: Je besser das Netz des öffentlichen Verkehrs ausgebaut ist, desto weniger ex-
klusive Automobilisten hat es in der betreffenden Stadt. © U. Kocher
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befindet sich aber ihr Arbeitsplatz ausser-
halb des Stadtzentrums; genügend Park-
plätze stehen also oft zur Verfügung.

• Typ 2: Die «umweltbewussten Bürger»
haben ein positives Bild vom öffentlichen
Verkehr. Aus Umweltschutzgründen benüt-
zen sie das Auto eher selten und den öffent-
lichen Verkehr sowie den «Langsam-
verkehr» (Velo und zu Fuss) so oft wie
möglich. Sie reagieren aber äusserst sensi-
bel auf Angebotsverschlechterungen im
öffentlichen Verkehr.

• Typ 3: Die «verhinderten Automobilisten»,
welche die öffentlichen Verkehrsmittel nur
aus dem Grund benützen, weil die man-
gelnden Parkiermöglichkeiten sie dazu
zwingen, beispielsweise weil sich ihr
Arbeitsplatz mitten im Stadtzentrum befin-
det.

• Typ 4: Die «angebotsorientierten
Benützer», welche die Leistungen der ver-
schiedenen Transportmöglichkeiten ver-
gleichen und dann die beste davon aus-
wählen. Diese Benützer können als «ratio-
nelle» Benützer im wirtschaftlichen Sinn
bezeichnet werden. 

Das Fazit: Am wenigsten «exklusive
Automobilisten» (Typ 1) weist Bern (5 %)
sowie Lausanne und Genf (20 bzw. 21 %)
auf, während die drei französischen Städte
Besançon, Grenoble und Toulouse auf rund
einen Drittel der Verkehrsteilnehmer kom-
men. Auch bei den «umweltbewussten
Bürgern» (Typ 2) schneidet Bern mit 14 %
am besten ab. Dabei mag das in der deut-
schen Schweiz stärker verankerte Umwelt-
bewusstsein mitspielen. Anderseits kann das
Netz des öffentlichen Verkehrs in der Bun-
desstadt als gut ausgebaut bezeichnet wer-
den. Dagegen sind Parkplätze für Arbeits-

plätze in der Berner Innenstadt Mangelware.
Als «angebotsorientierte Benützer» (Typ 4)
schliesslich bezeichnen sich in Bern 40 %
der Befragten. Umgekehrt bedeutet dies aber
auch, dass je nach Stadt 60 bis 84 % der
Verkehrsmittelbenützer ihre Wahl nicht ratio-
nell begründen können, sondern oft Ge-
wohnheit und Bequemlichkeit den Ausschlag
geben.

Weitere Reformschritte notwendig:
Bahnreform 2

Der Start in die Bahnreform ist geglückt.
Mehr Personen und Güter konnten im öffent-
lichen Verkehr bei tieferen Staatsbeiträgen
und gleichbleibender oder verbesserter
Qualität befördert werden. Im Sinne einer
kontinuierlichen Weiterentwicklung des öf-
fentlichen Verkehrs sind indessen rechtzeitig
weitere Reformschritte nötig, welche zu einer
Bahnreform 2 führen. Im Rahmen unserer
gelben Publikationsreihe haben wir mit einer
Broschüre aufgezeigt, wo nach einem Jahr
Bahnreform Nachbesserungen notwendig
sind und wo die Schwerpunkte in einer
Bahnreform-2-Vorlage liegen sollten. 

Nach einem Jahr Bahnreform zeigt eine
Auswertung und Analyse, dass verschiedene
Nacharbeiten im Sinne von wichtigen
Gesetzesanpassungen nötig sind, die aus
zeitlichen und anderen Gründen in der ersten
Phase vertagt wurden. Erst wenn diese vor-
genommen worden sind, ist der erste Teil der
Bahnreform abgerundet und kann ganz zum
Erfolg werden. In diesen Bereich fallen unter
anderem das aus dem Jahre 1878 (!) stam-
mende Bahnpolizei-Gesetz; die Gesetz-
gebung über die Anschlussgeleise, welche
noch auf dem Stand vor der Bahnreform be-
ruht (kein Unterschied zwischen Infrastruk-
tur und Verkehr, d.h. eine «Bahn» baut, be-
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treibt und bedient das Anschlussgeleise); das
aus dem Jahre 1917 stammende Pfandbuch
mit völlig überholten Bestimmungen, das
Haftpflichtrecht für Eisenbahn- und Dampf-
schiffunternehmen und die Schweizerische
Post aus dem Jahre 1905, welches den kom-
plexen Haftpflichtfragen eines im freien
Netzzugang betriebenen Eisenbahnnetzes
nicht mehr Rechnung trägt; Anpassungen im
SBB-Gesetz, wie z.B. die Beschränkung auf
eine eigene Infrastruktur-Rechnung im SBB-
Güterverkehr. 

Dringend notwendig ist sodann jetzt auch ei-
ne Bahnreform für die konzessionierten
Transportunternehmungen (KTU). Die
Bahnreform 1 hat sich auf die Neuregelung
der finanziellen Beziehungen zwischen Bund
und SBB konzentriert. Ein separater Teil der

Bahnreform sollte sich nun mit den anste-
henden Reformen bei den KTU befassen.
Dies betrifft, in analoger Weise wie bei den
SBB, namentlich die Bereinigung der ungün-
stigen Kapitalstruktur (Entschuldung) bei et-
lichen KTU,die Finanzierung der Infrastruk-
tur-Substanzerhaltung, Strukturbereinigun-
gen in Richtung grösserer Unternehmungs-
gruppen, die Bereinigung der Eigentums-
verhältnisse, die Harmonisierung der Ab-
geltung im Güterverkehr bei allen Trans-
portunternehmungen, eine bessere Trans-
parenz der Rechnungslegung auch bei klei-
neren Transportunternehmungen, sowie eine
Lösung des Problems der Pensionskassen-
unterdeckung. 

Ein weiteres Augenmerk gilt dem Agglo-
merationsverkehr. Im Agglomerations-

Die Bahnreform führt zu mehr Wettbewerb unter den Anbietern. Dabei ist darauf zu achten,
dass die Leistungsfähigkeit des Gesamtsystems öffentlicher Verkehr im Sinne einer nachfrage-
gerechten und attraktiven Transportkette nicht eingeschränkt wird, weil jeder Anbieter nur für
seinen Bereich schaut. Zu einem attraktiven öffentlichen Verkehr gehören auch Gesamtar-
beitsverträge, welche sicherstellen, dass kein Sozial- und Lohndumping eintritt. In Europa ha-
ben sich international tätige Anbieter von Regionalverkehrsleistungen gebildet. Es ist nur eine
Frage der Zeit, bis diese Gross-Konzerne (siehe Übersicht) den Markteintritt in der Schweiz
suchen und für eine weitere Verstärkung des Wettbewerbs sorgen werden. Damit steigt auch
der Druck zur Schaffung grösserer Unternehmungsgruppen einheimischer Anbieter. © LITRA



53

verkehr hat der öffentliche Verkehr grosse
Wachstumspotentiale. Aufgrund ungeklärter
Verantwortlichkeiten und Finanzierungs-
regeln sind Projekte jedoch schwer realisier-
bar. Der Bund fühlt sich aufgrund der
Gesetzgebung nicht zuständig, die Kantone
decken sich oft nicht mit den Agglomera-
tionen und die Städte und Gemeinden sind fi-
nanziell überfordert. Dieses Malaise kam
auch bei der Vernehmlassung zum Neuen
Finanzausgleich (NFA) zum Ausdruck. Eine
Mehrheit der Vernehmlasser verlangte, dass
der Bund eine verstärkte Koordination inner-
halb des Gesamtsystems von Agglomera-
tions- und Regionalverkehr wahrnehmen
soll, damit eine einheitliche Verkehrspolitik

in diesem Bereich möglich wird. Eine
Lösung der Finanzierung des Agglomera-
tionsverkehrs ist ein entscheidenes Element
in der weiteren Reform des öffentlichen
Verkehrs. Eine Klärung ist prioritär einzulei-
ten.

Sodann sollte das Ausschreibeverfahren im
Regionalverkehr überprüft werden. Die
Regionalisierung im Regionalverkehr
(Bestellprinzip, Kompetenzabtretung an
Kantone) hat sich zwar bewährt und zu bes-
seren Leistungen bei tieferen Kosten geführt.
Weitere Schritte sind jedoch vorzubereiten.
Stichworte dazu sind: die linien- oder netz-
weise Ausschreibung, längere Vergabe-

Eine wichtige Voraussetzung für den Erfolg der Bahnreform 1 und 2 ist eine kontinuierliche
und verstärkte Investitionspolitik von Bund, Kantonen und Gemeinden in die Infrastruktur des
öffentlichen Verkehrs. Wie unsere Tabelle zeigt, ist dies dank den Grossprojekten des öffentli-
chen Verkehrs (Bahn 2000, NEAT, HGV-Anschlüsse) der Fall. Die Investitionen in den öffent-
lichen Verkehr nehmen langsam aber stetig zu. Hingegen besteht beim Agglomerationsverkehr
ein grosser Nachholbedarf an Investitionen, dem sich Bund, Kantone und Gemeinden glei-
chermassen annehmen müssen. Regionalverkehr wie Agglomerationsverkehr sind Ver-
bundaufgaben aller drei Staatsebenen. © LITRA 
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Bahnverkehrs droht nämlich in ihrer heuti-
gen Ausgestaltung das Gegenteil der anvi-
sierten Ziele zu erreichen. Statt den Zugang
zum komplexen System Schiene einfacher zu
machen, werden die geforderten neuen
Regulierungsbehörden («Allocation body»,
«Charging body», «Regulatory body») die
Verfahren zusätzlich zu komplizieren. Das
Problem des fehlenden politischen Willens
zur tatsächlichen Netzöffnung in einigen der
EU-Länder lässt sich mit neuen Behörden
kaum lösen. Der pragmatische schweizeri-
sche Weg (Gewährung des Netzzugangs
durch die Infrastrukturbetreiber, Eingriffe
der Rekursinstanz aufgrund von Miss-
brauchsklagen) ist auf jeden Fall praxistaug-
licher. Ferner gehört auf europäischer Ebene
zu einer Bahnreform 2, dass die Voraus-
setzungen und Verfahren für internationale
Kooperationen vereinfacht werden. Nicht zu-
letzt gilt es, die Gewinnaussichten generell
zu verbessern, um den Markteintritt von
Wettbewerbern zu erleichtern. 
Die Entwicklung ist deshalb in den kommen-
den Jahren zu verfolgen und durch eine kon-
tinuierliche Berichterstattung auszuwerten.
Gestützt auf diese Analyse können weitere
Schritte in der Bahnreform festgelegt und
zum politischen Entscheid unterbreitet wer-
den.
Mit dem vorgesehenen Programm wird der
öffentliche Verkehr noch wettbewerbsfähiger
und das weltweit einzigartige schweizerische
System ausgebaut. 

Weitere Themen des Pressedienstes und
von gelben Broschüren 
(auszugsweise) 

Zur Lage des öffentlichen Verkehrs in der
Schweiz 
In einem bemerkenswerten Abschiedsreferat
hat der scheidende Direktor des Verbandes
öffentlicher Verkehr (VöV), Dr. Carl Pfund,
Bilanz gezogen über den öffentlichen

Verkehr. 

Stillgelegte Bahnlinien – und was daraus
geworden ist 
Ein aufschlussreicher Rückblick in die
Geschichte, mit Lehren für die Zukunft 

Noch mehr Kurse für Spätheimkehrer
und Frühaufsteher 
Der öffentliche Verkehr schläft nicht. Dies
zeigt die immer häufiger werdenden
Angebote in der Nacht. 

Bahn-, Tram- und Busjubiläen im Jahr
2000
Auch im laufenden Jahr feiern wiederum
zahlreiche Bahnunternehmungen einen run-
den Geburtstag. 

Der Ruf nach Rufbussen ertönt immer
häufer
Bereits gibt es über 170 Bedarfsangebote im
öffentlichen Verkehr. 

Niederflurtechnik im Vormarsch 
Bequemes Reisen mit Bahn, Tram und Bus.
Das zeigt unsere Uebersicht über die
Entwicklung und den heutigen Stand in
Sachen Komfort beim Reisen.

Haben Bahn, Tram und Bus genügend
Kapazitäten?
Eine Vergleichsrechnung zeigt, dass der öf-
fentliche Verkehr massiv ausgebaut werden
müsste, wenn er Mehrverkehr im grossen Stil
von der Strasse übernehmen müsste.

Bahnreiche und bahnarme Kantone
Ein Vergleich zeigt, wieviele Bahn- und
Buslinien auf die einzelnen Kantone entfal-
len.

(Siehe dazu auch www.litra.ch > Rubrik
«Presse-Informationen».)
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bietet sich die sofortige Reaktivierung der
«Verkehrstrennungsverordnung» an, welche
leider allzu leichtfertig im Rahmen der
Sparmassnahmen 98 als falsch verstandene
Sparmassnahme sistiert wurde (Siehe auch
Tabelle Verwendung Treibstoffzölle).

Die dritte mögliche Finanzierungsquelle

könnte darin bestehen, dass der Stadt- und
Agglomerationsverkehr in die 2. Etappe von
Bahn 2000 mit einbezogen wird (siehe auch
nachstehende Ausführungen zur 2. Etappe).
Finanzierungsmassnahmen unter diesem
Titel sind indessen mit der zeitlichen
Dringlichkeit abzustimmen, da die entspre-
chende Botschaft aus heutiger Sicht erst ab

Eine gemischte Expertenkommission «Agglomerationsverkehr» aus Vertretern des öffentli-
chen und privaten Verkehrs (TCS, VöV und LITRA), der Kantone (KöV) und der Städte und
Gemeinden (Städteverband) sowie des UVEK wird unter dem Vorsitz des LITRA-Präsidenten
Ständerat Peter Bieri (CVP/ZG) bis Frühling 2001 Grundlagen über den Agglomerations-
verkehr schaffen und Vorschläge für eine ausreichende und längerfristig gesicherte Finan-
zierung ausarbeiten. Vorher werden die Kantone und Gemeinden sowie die interessierten
Kreise Gelegenheit haben, im Rahmen einer Vernehmlassung zum Bericht der Kommission
Stellung zu nehmen. Im Bild das Niederflur-Gelenktram Combino von Siemens, von dem die
Städtischen Verkehrsbetriebe Bern (SVB) 15 Stück bestellt haben. © Siemens
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ca. 2006 rechtskräftig sein wird.

Und schliesslich ist es durchaus denkbar, die
voraussehbaren Kosteneinsparungen bei der
1. Etappe von Bahn 2000 (siehe auch nach-
stehende Ausführungen) im Umfang von
rund 1 Milliarde Franken ganz oder teilweise
mittels einer Sonderbotschaft «Bahn 2000 
1. Etappe plus» für den Stadt- und Agglo-
merationsverkehr zu verwenden. 

Massnahmen zur Stärkung des Marktauftritts
sind auch im öffentlichen Regionalverkehr
notwendig. Dies kann wohl am erfolgreich-
sten im Rahmen der Bahnreform 2 gesche-
hen, welche sich namentlich mit den konzes-
sionierten Transportunternehmungen (KTU)

befassen wird. Stichworte sind:

• Bereinigung der Kapitalstruktur:
Verschiedene KTU haben aufgrund der bis-
herigen Finanzierungsmechanismen eine
ungünstige Kapitalstruktur. Es ist zu prü-
fen, inwieweit diese bereinigt und der
Finanzierungsmechanismus, insbesondere
für die kostenintensive Substanzerhaltung
der Verkehrsinfrastruktur, verbessert wer-
den kann. Dabei sind insbesondere auch die
heutigen Eigentümer der KTU (u.a. viele
Kantone) gefordert.

• Strukturbereinigung:
Die meisten konzessionierten Unternehmen
(Bahn und Bus) sind heute zu klein, um in
einem zunehmend nationalen und interna-
tionalen Wettbewerb mitzuhalten. Eine

Ziel aller Massnahmen zur Stärkung des Marktauftritts auch des öffentlichen Regionalver-
kehrs muss die Kundenzufriedenheit sein (im Bild Passagiere im Postauto). Solche Massnah-
men können konkret im Rahmen der Bahnreform 2 beschlossen werden, welche sich nament-
lich mit den konzessionierten Transportunternehmungen (KTU) befassen wird. Stichworte
sind: Bereinigung der manchenorts ungünstigen Kapitalstruktur, Strukturbereinigung im
Sinne von grösseren Unternehmungsgruppen oder Betriebsgemeinschaften, Klärung der ver-
schiedenen Rollen der Eigentümer, Transparenz in der Rechnungslegung. © Postauto
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kennen solche Verpflichtungen nicht. Es
sind deshalb klare Regelungen für Min-
deststandards im Personalbereich zu tref-
fen, um ein Sozialdumping zu verhindern.

• Regelung der Verfahren:
Die Erfahrungen haben gezeigt, dass die
Verfahren unklar sind.

Wettbewerb – auch im Regionalverkehr - ist
nicht Selbstzweck. Er muss immer zum Ziel
haben, den Kunden für weniger Geld bessere
Dienstleistungen und Produkte anzubieten.
Dabei  können gerade in einem infrastruktur-
lastigen System wie dem öffentlichen Ver-
kehr durch sinnvolle Zusammenarbeitsfor-
men und Kooperationen substantiell Kosten
gesenkt werden. Der an sich sinnvolle Wett-

bewerb darf sich aber nicht darauf beschrän-
ken, dass die Transportunternehmungen ein-
ander in einem wilden Preiskampf Linien
wegschnappen und dadurch die Zusammen-
arbeit im System leidet. Dies geht zulasten
der Kunden und der lachende Dritte ist der
Hauptkonkurrent, der motorisierte
Individualverkehr.

Auch die Leistungsvereinbarung Bund–
SBB ist ein wichtiges Element zur Stärkung
des öffentlichen Verkehrs und damit zur
Verhinderung des drohenden Verkehrskol-
lapses auf der Strasse. Die erste Leistungs-
vereinbarung der SBB läuft noch bis Ende

Die erste Leistungsvereinbarung Bund–SBB läuft noch bis Ende 2002. Aus heutiger Sicht ha-
ben sich die Regelungen weitgehend als richtig erwiesen. In der nächsten Periode der Leis-
tungsvereinbarung sollten aber die Effizienzgewinne der SBB, welche der «Shareholder
Bund» heute sämtliche zu seinen Gunsten abschöpft, weitgehend über eine Senkung der
Trassenpreise an die Endbezüger (Kunden, Gütertransporteure) weitergegeben werden kön-
nen. Das setzt voraus, dass die Leistungen des Bundes an die SBB auf ca. 1,4 Milliarden
Franken jährlich stabilisiert werden (ähnliche Überlegungen sind natürlich auch im Rahmen
von Bahnreform 2 bei den KTU anzustellen). Im Bild die attraktiven Panoramawagen des
Wilhelm Tell Express’ der SBB. © SBB 
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kommt nicht von ungefähr, dass gleich zwei
alpenquerende Bahnlinien durch die Schweiz
führen. Die Pässe über die Schweizer Alpen
galten seit Jahrhunderten als die kürzesten
Verbindungen nach dem Süden. Entspre-
chendes Augenmerk galt deshalb stets der
Erhaltung der Attraktivität dieser Ver-
kehrsadern, denn Verkehrsachsen sind seit
jeher auch Wohlstandsachsen. Die Gott-
hardbahn mit dem 15 km langen Schei-
teltunnel wurde 1882 eröffnet. Die
Lötschberg-Simplon-Achse mit dem 15 km
langen Lötschberg-Scheiteltunnel und dem
20 km langen Simplon-Basistunnel ist seit

1913 in Betrieb. Am 29. November 1998 ha-
ben Volk und Stände mit einer Ja-Mehrheit
von 63,5 Prozent der Stimmenden und zwan-
zigeinhalb Kantonen dem Bundesbeschluss
über Bau und Finanzierung von Infrastruk-
turvorhaben des öffentlichen Verkehrs (die so
genannte FinöV-Vorlage zur Bahnmo-
dernisierung) zugestimmt. 

Ein Jahr später haben am 4. November 
1999 in Amsteg die Vortriebsarbeiten am 
1,8 Kilometer langen Zugangsstollen zum
Gotthardbasistunnel begonnen. Nach
Abschluss der Vortriebsarbeiten – voraus-

Am 10. Juli 2000 haben in Bodio mit einem 1,2 Kilometer langen Umgehungsstollen zur
Tunnelachse offiziell die Bauarbeiten für den Vortrieb des mit 16,6 km längsten Teilabschnit-
tes des Gotthardbasistunnels auch in Richtung Norden begonnen. Der Vortrieb der beiden 
57 km langen Tunnelröhren in den fünf Abschnitten Erstfeld, Amsteg, Sedrun, Faido und
Bodio wird zwischen 2006 und 2007 abgeschlossen sein. Anschliessend erfolgt die Fertig-
stellung des Rohbaus und die Installation der Bahntechnik. Mit einer Betriebsaufnahme wird
für die Jahre 2011 oder 2012 gerechnet. Die Flachbahn durch die Alpen kann jedoch nur als
vollendet gelten, wenn auch der Basistunnel unter dem Monte Ceneri in Betrieb genommen
wird, was aus heutiger Sicht etwa 2018 der Fall sein wird. Im Bild die symbolische Sprengung
anlässlich des Spatenstichs in Bodio. V.l.n.r. Marco Borradori, Staatsrat Kanton Tessin,
Dr. Georges Blum, Präsident Verwaltungsrat AlpTransit Gotthard AG, und Peter Zbinden,
Vorsitzender Geschäftsleitung AlpTransit Gotthard AG. © Keystone
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berg wie am Simplon die Tunnelprofile ver-
grössert werden. Damit wird es möglich sein,
auch 40-Tönner auf die Schiene zu verla-
gern. Der Preis für den Verlad eines Last-
wagens vom Terminal in Freiburg im Breis-
gau (D) bis Novara (I) beträgt 550 Franken
für eine Strecke von 414 Kilometern. Nicht
zuletzt infolge der viel zu niedrigen lei-
stungsabhängigen Schwerverkehrsabgabe
(LSVA) subventioniert der Bund zu Beginn
jeden Transport mit rund 500 Franken, was

pro Jahr zwischen 25 und 30 Millionen
Franken ergibt. Betrieben wird der Hucke-
pack-Korridor von einer Arbeitsgemein-
schaft, bestehend aus BLS, SBB und Hupac.
Geplant ist im Endausbau die Bereitstellung
von 315’000 Plätzen. 

Der Bundesbeschluss über die Lärmsanie-
rung von insgesamt 1,85 Milliarden Franken
wurde am 24. März 2000 von den Eidg.
Räten verabschiedet. Die Referendumsfrist
ist am 20. Juli 2000 unbenutzt abgelaufen,
sodass er in der 2. Jahreshälfte in Kraft tre-
ten kann. Der Vollzug obliegt federführend
dem Bundesamt für Verkehr. Die Reihen-
folge für die gemeindeweise Bearbeitung
von hängigen Lärmprojekten sieht infra-
strukturseitig wie folgt aus:

– Gemeinden mit hängigen Verfahren: ca.
110 Projekte 

– Übrige Gemeinden an den
Huckepackkorridoren Gotthard und
Lötschberg 

– Übrige Gemeinden Netz, entsprechend
ihrer Betroffenheit.

Aus heutiger Sicht werden insgesamt rund
550 Gemeinden in die Planung einbezogen.
Mit der Projektierung der Massnahmen pro
Gemeinde zur Plangenehmigung und der
anschliessenden Realisierung werden die
SBB beauftragt werden. Kostenpunkt rund
900 Millionen Franken. 

Parallel dazu werden bis 2009 für 820
Millionen Franken sämtliche Güter- und
Personenwagen mit leiseren Bremsen
(Kunststoffbelag) versehen.

Lärmschutzwände und -fenster werden vor
allem dort aufgestellt, wo auch mit diesen
Rollmaterialsanierungen immer noch zuviel

Einen Vorgeschmack dessen, was der Kunde
bezüglich Komfort und Geschwindigkeit der-
einst beim Anschluss an das europäische
Hochgeschwindigkeitsnetz erwarten darf,
kann auch der französische Hochgeschwin-
digkeitszug TGV aufzeigen, der für einmal in
der Ostschweiz unterwegs ist, wie unser Bild
bei Bürglen im Kanton Thurgau anlässlich
von Lokführer-Instruktionsfahrten zeigt.
© Lukas Studer
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Lärm entsteht. Mit einbezogen werden alle
Wagen der SBB, BLS, BT, MThB, RM, RhB
und SOB sowie die privaten Schweizer
Güterwagen. 

Die Lärmsanierung soll 2015 fertiggestellt
sein. Das Bundesamt für Verkehr schätzt,
dass heute etwa 300 000 Menschen von
Eisenbahnlärm betroffen sind. Der Ersatz der
herkömmlichen Grauguss-Bremsklötze
durch neuartige Komposit-Sohlen soll eine
wesentliche Lärmreduktion für 120 000
Menschen bringen, da die neuen Bremsen
die Laufflächen der Räder nicht mehr aufrau-
hen. Mit Lärmschutzwänden soll für 90 000
Personen die Lärmbelastung vermindert wer-
den und mit den restlichen 110 Millionen
Franken für Schallschutzfenster der Lärm bei

weiteren 90 000 Personen reduziert werden. 

Mit Annahme der Vorlage betreffend Bau
und Finanzierung der Infrastruktur des öf-
fentlichen Verkehrs (FinöV) in der Volks-
abstimmung vom 29. November 1998 wurde
auch mit 1,2 Milliarden Franken die
Finanzierung der Anschlüsse der Ost- und
der Westschweiz an das europäische
Hochgeschwindigkeitsnetz legitimiert. Die
Botschaft und das Gesetz des Bundesrates
werden dem Parlament ca. 2001/2 unterbrei-
tet. Mit Deutschland, Italien und Frankreich
wurden bzw. werden derzeit Vereinbarungen
abgeschlossen, welche die Rahmenbedin-
gungen zur Erstellung der Anschlüsse festle-
gen werden. Dabei geht es um die drei wich-

Mit Annahme der Vorlage betreffend Bau und Finanzierung der Infrastruktur des öffentlichen
Verkehrs (FinöV) in der Volksabstimmung vom 29. November 1998 wurde auch mit 1,2 Mil-
liarden Franken die Finanzierung der Anschlüsse der Ost- und der Westschweiz an das eu-
ropäische Hochgeschwindigkeitsnetz legitimiert. Die Botschaft und das Gesetz des Bundes-
rates werden dem Parlament 2001/02 unterbreitet. Mit den umliegenden Ländern werden
Vereinbarungen abgeschlossen, welche die Rahmenbedingungen zur Erstellung der An-
schlüsse festlegen. Mit dem Paradepferd der SBB, dem IC-Neigezug von Adtranz/FIAT-SIG,
ist unser Land bestens vorbereitet auf die Vernetzung mit dem ausländischen Netz. © SBB
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Verordnungen zur Umsetzung des Land-
verkehrsabkommens mit der EU ist mittler-
weile erfolgt. Sie betreffen namentlich den
Vollzug der Kontingente für 40-Tonnen-
Lastwagen, Mindestanforderungen für die
Zulassung von Strassentransportunter-
nehmen und verschiedene soziale und tech-
nische Normen (u.a. lizenzierte Berufszu-
lassung). 

Trotz klarer politischer Vorgaben der Bun-
desratsparteien für eine Lastwagen-Kontin-
gentierung pro Fahrt hat der Bundesrat den
Fächer für diese Regelung geöffnet. Zur
Diskussion steht im Rahmen der Vernehm-
lassung nun auch eine Kontingentierung mit
Tageskarten, welche erlauben würde, dass
die Produktivität der Lastwagen noch mehr
wächst. Sie nimmt mit der Erhöhung der
Gewichtslimite von 28 auf 40 Tonnen und

mehr ohnehin massiv zu. Denn nicht verges-
sen werden darf in diesem Zusammenhang
die Tatsache, dass die LSVA nach wie vor
nur gerade diesen Produktivitätsgewinn
kompensiert, also keinen zusätzlichen
Lenkungseffekt hat. Ein solcher entsteht ab 
3 Rp/tkm und nicht mit 2,75 Rp/tkm, der
Abgabesatz, den die Lastwagen ohnehin erst
ab 2005 bezahlen müssen. Die Gewichts-
limite soll im Jahr 2001 zunächst auf 34
Tonnen und 2005 auf 40 Tonnen erhöht wer-
den. Für die Strecke Basel-Chiasso müssen
erst dann für einen 40-Tönner maximal 325
Franken bezahlt werden. An 40-Tonnen-
Kontingentsbewilligungen während der
Übergangszeit 2001 bis 2004 sind für in- und
ausländische Transporteure zusammen 300
000 für die beiden ersten Jahre und 400 000
für die anschliessenden zwei Jahre vorgese-
hen. Zusätzlich sind 240 000 Bewilligungen
für Leicht- und Leerfahrten im alpenqueren-

Mit Aufträgen von über 3 Milliarden Franken pro Jahr sichern die öffentlichen Transport-
unternehmungen mit ihren Aufträgen  direkt und indirekt fast 100 000 Arbeitsplätze in der ge-
samten Wirtschaft in unserem Land. Ueber den Multiplikatoreffekt werden Folgeinvestitionen
von mindestens dem Doppelten dieser Summe ausgelöst. Die einheimische Zulieferbranche ist
auf einen starken und innovativen Inlandmarkt angewiesen, damit sie ihre hochstehenden
Produkte wie in einem Schaufenster ausländischen Kunden zeigen und sie damit auch expor-
tieren kann. Der öffentliche Verkehr ist ein bedeutender Wirtschaftsfaktor in unserem Land. Im
Bild der neuentwickelte Panoramawagen der Stadler Rail Group für die Rhätische Bahn RhB.
© H.P. Häberli




